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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Gesetzes zur Ausführung 
des Achten Buchs des Sozialgesetzbuchs  
hier: Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Landesregierung – Drs. 17/8115 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der Landesjugendhilfeausschuss dankt für die Möglichkeit der Stellungnahme und begrüßt, dass 
die in Niedersachsen geübte Praxis der Verteilung von umA durch das Ausführungsgesetz in § 
16 b rechtlich legitimiert wird.  

Die vorgesehene Regelung des § 16 b AG SGB VIII  entspricht den bisher in der Verwaltungs-
vereinbarung getroffenen Regelungen zur Verteilung der unbegleiteten minderjährigen Flücht-
linge. §16d AG SGB VIII des Entwurfs konkretisiert die bisherigen Informationen zu den zah-
lungsbegründenden Unterlagen, die dem Landesjugendamt von den örtlichen öffentlichen Ju-
gendhilfeträgern im Wege des Kostenerstattungsverfahrens vorzulegen sind. 

Weiter begrüßen wir, dass der (alte) § 16c des ersten Entwurfs vom 21.02.2017 nicht übernom-
men wurde. 

Leider wurde  unsere Anregung aus  der Stellungnahme vom 21.03.17 zu § 10 AG SGB VIII 
nicht aufgegriffen. Um die Handlungsfähigkeit des amtierenden Landesjugendhilfeausschusses 
nach der Landtagswahl zu gewährleisten und seine Fachexpertise in kinder- und jugendpoliti-
schen Angelegenheiten nahtlos bis zur ersten Sitzung des neu gebildeten Landesjugendhil-
feausschusses einbringen zu können, bitten wir im §10 AG SGB VIII einen Absatz 10 mit folgen-
dem Text aufzunehmen: 

„Nach Ablauf der Legislaturperiode führt der Landesjugendhilfeausschuss seine Tätigkeit bis zur 
ersten Sitzung des neu gebildeten Landesjugendhilfeausschusses fort.“ 

Für die Berücksichtigung unseres Vorschlags bedanken wir uns im Voraus! 

Gern stehe ich Ihnen für eventuelle Rückfragen zur Verfügung.    
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Mit freundlichen Grüßen 

 
Bernd Heimberg 
Vorsitzender 


	Niedersächsisches Landesamt

